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1. Informationsrecht / Droit de l’information  

«Radiokonzession»  

Bundesverwaltungsgericht vom 19. August 2008  

RTVG 107 ff. Auf Verfahren betreffend Konzessionserteilung, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
RTVG vom 24. März 2006 hängig waren, finden die neuen Vorschriften Anwendung (E. 4). 

RTVG 44. Die Konzessionsbehörde verfügt über einen beträchtlichen Ermessensspielraum, wenn sie 
die Voraussetzungen einer Konzessionserteilung nach Art. 44 RTVG prüft. Das BVGer greift in solche 
Ermessensentscheide nicht leichthin ein, wenn die fragliche Behörde über besonderen Sachverstand 
verfügt und einen gewissen Handlungsspielraum haben muss (E. 5). 

RTVG 44 II. Dass eine Konzessionsbewerberin von ausländischen Geldgebern ein Darlehen erhalten 
hat, welches theoretisch in Aktienkapital umgewandelt werden könnte, ist bei der Frage, ob eine aus-
ländische Beherrschung i.S.v. Art. 44 Abs. 2 RTVG vorliegt, jedenfalls dann nicht zu berücksichtigen, 
wenn gute Gründe dafür sprechen, dass der Kredit zurückbezahlt werden kann. Im Übrigen darf auch 
einer ausländisch beherrschten Bewerberin eine Konzession erteilt werden, ohne dass zwingend eine 
Gegenrechtserklärung eingeholt werden müsste (E. 6). 

RTVG 44 ff. Bei einer langen Verfahrensdauer kann es sich rechtfertigen, den Bewerbern um eine 
Konzession die Gelegenheit zu geben, ihre Bewerbungen zu überarbeiten. Die Anforderungen an ein 
rechtsstaatliches Verfahren werden durch eine solche Vorgehensweise nicht verletzt, und zwar auch 
dann nicht, wenn eine Partei dabei Elemente aus der gegnerischen Bewerbung in ihr Konzept über-
nimmt. Entscheidend ist das öffentliche Interesse, dass die Konzession schliesslich jener Bewerberin 
erteilt wird, welche den Leistungsauftrag am besten erfüllt (E. 7.1-7.3). 

RTVG 45 III. Es stellt keine Ermessensüberschreitung dar, zwei Konzessionsbewerbungen nicht als 
gleichwertig i.S.v. Art. 45 Abs. 3 RTVG zu beurteilen, wenn eines der Konzepte aufgrund seines De-
taillierungsgrades in zwei von sechs Punkten [hier: Jugendnähe und Qualitätssicherung neben Musik-
profil, Nachrichten, Berichterstattung und Serviceleistungen] besser abschneidet (E. 7.5-7.6). 

 

LRTV 107 ss. Les nouvelles dispositions s’appliquent aux procédures relatives à l’octroi de conces-
sions qui étaient pendantes lors de l’entrée en vigueur de la LRTV du 24 mars 2006 (consid. 4). 

LRTV 44. L’autorité concédante dispose d’un pouvoir d’appréciation très large lorsqu’elle examine si 
les conditions pour l’octroi d’une concession au sens de l’art. 44 LRTV sont remplies. Le TAF 
n’intervient en général pas dans les décisions discrétionnaires de l’autorité, si celle-ci dispose de 
connaissances particulières qui justifient une certaine marge de manœuvre (consid. 5). 

LRTV 44 II. Le fait que la candidate à l’octroi d’une concession ait reçu de la part de mécènes étran-
gers un prêt qui pourrait théoriquement être transformé en capital-actions ne doit pas être pris en 
compte pour savoir s’il existe une domination étrangère au sens de l’art. 44 al. 2 LRTV, du moins 
lorsqu’il y a de bonnes raisons de croire que le prêt sera remboursé. Par ailleurs, une concession peut 
également être octroyée à une candidate qui est en mains étrangères sans qu’une déclaration de 
réciprocité doive nécessairement être obtenue (consid. 6). 

LRTV 44 ss. Lorsque la procédure est longue, il peut être justifié d’offrir aux candidats à l’octroi d’une 
concession la possibilité d’apporter des modifications à leur candidature. Les exigences posées à une 
procédure conforme aux principes de l’Etat de droit ne sont pas violées par cette manière de procé-
der, même lorsqu’une partie reprend des éléments provenant de la candidature de la partie adverse 
dans son concept. Ce qui est déterminant, c’est l’intérêt public qui veut que la concession soit finale-
ment octroyée à la candidate qui remplit le mieux le mandat de prestation (consid. 7.1-7.3).  
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LRTV 45 III. Le fait de ne pas considérer deux candidatures comme équivalentes au sens de l’art. 45 
al. 3 LRTV ne constitue pas un excès du pouvoir d’appréciation lorsque l’un des deux concepts est 
meilleur car plus détaillé dans 2 points sur 6 (en l’occurrence: proximité avec les jeunes et assurance 
de la qualité, en plus du profil musical du programme, des nouvelles, des reportages et des services 
complémentaires) (consid. 7.5-7.6).  

Abweisung der Beschwerde; Akten-Nr. A-641/2008  

Die Parteien haben sich um eine Lokalradiokonzession (für ein Jugendradio) beworben. In diesem 
Verfahren erhielt die heutige Beschwerdeführerin den Zuschlag durch das UVEK. Gegen diese Kon-
zessionserteilung hat die Beschwerdegegnerin erfolgreich Beschwerde an den Bundesrat erhoben, da 
ihr das rechtliche Gehör verweigert worden war. In der Folge durften die Parteien ihre Gesuche über-
arbeiten und erneut einreichen. Mit Blick auf das am 1. April 2007 in Kraft getretene RTVG erhielten 
die Parteien sodann nochmals Gelegenheit, ihre Gesuche zu ergänzen. Das UVEK erteilte die um-
worbene Konzession schliesslich nicht mehr der Beschwerdeführerin, sondern neu der Beschwerde-
gegnerin. Dagegen führt die Beschwerdeführerin nun Beschwerde beim BVGer. 

Aus den Erwägungen: 

3. In ihrer Beschwerde macht die Beschwerdeführerin sinngemäss geltend, die Vorinstanz habe den 
Sachverhalt bezüglich Praktikanten und deren Entlöhnung sowie die Zusammenarbeit der Beschwer-
deführerin mit einer externen Evaluationsstelle unrichtig bzw. unvollständig erhoben (vgl. Art. 49 lit. b 
VwVG). Auf diese Rüge wird im Rahmen der nachfolgenden Erwägungen eingegangen. 

4. Das Radio- und Fernsehrecht hat unlängst wichtige Neuerungen erfahren. Auf den 1. April 2007 ist 
das total revidierte Bundesgesetz vom 24. März 2006 über Radio und Fernsehen (RTVG, SR 784.40) 
in Kraft getreten und hat das Bundesgesetz vom 21. Juni 1991 über Radio und Fernsehen (RTVG 
1991, AS 1992, 601) abgelöst. Mit der Gesetzesrevision erfuhren auch die Konzessionsvorschriften 
Änderungen (Art. 44 ff. RTVG). Das neue RTVG enthält in Art. 107 ff. eingehende übergangsrechtli-
che Bestimmungen. Allerdings äussert es sich darin nicht zur Frage des anwendbaren Rechts bei 
hängigen Konzessionsverfahren. Deshalb kommt nach den allgemeinen Regeln das neue Recht zur 
Anwendung, denn die Rechtsänderung ist bereits während des hängigen Verwaltungsverfahrens ein-
getreten (vgl. zum Ganzen P. TSCHANNEN / U. ZIMMERLI, Allgemeines Verwaltungsrecht, 2. Aufl., 
Bern 2005, § 24 Rz. 21). 

5. 

5.1 Das Gesetz beschreibt in Art. 44 Abs. 1 RTVG die allgemeinen Voraussetzungen, die erfüllt sein 
müssen, um eine Konzession zu erlangen. Demnach muss der Bewerber u. a. darlegen, dass er in 
der Lage ist, den Leistungsauftrag zu erfüllen (lit. a), über ausreichende finanzielle Mittel verfügt (lit. 
b), die arbeitsrechtlichen Vorschriften einhält (lit. d) sowie die Meinungs- und Angebotsvielfalt nicht 
gefährdet (lit. g). Hat sich die Konzessionsbehörde wie im vorliegenden Fall zwischen mehreren Be-
werbern zu entscheiden, so erhält derjenige Bewerber die Konzession, der im Sinne von Art. 45 Abs. 
3 RTVG den entsprechenden Leistungsauftrag am besten zu erfüllen vermag (vgl. Botschaft zum 
RTVG, BBl 2003, 1710). Dieser wird wie vorliegend in der Ausschreibung vorgegeben und konkreti-
siert. Sollten unter dem Aspekt der Erfüllung des Leistungsauftrags mehrere Bewerber als gleichwertig 
erscheinen, wird jener bevorzugt, der die Meinungs- und Angebotsvielfalt am meisten bereichert. Falls 
ein Bewerber die allgemeinen Konzessionsvoraussetzungen erfüllt, allerdings zusätzlich eine auslän-
dische Beteiligung oder Beherrschung aufweist, kann die Konzessionsbehörde die Vergabe verwei-
gern, wenn der betreffende Staat nicht in ähnlichem Umfang Gegenrecht gewährt (Art. 44 Abs. 2 
RTVG). 

Sowohl der Entscheid, ob einem Bewerber mit ausländischer Beteiligung oder Beherrschung eine 
Konzession erteilt werden soll, als auch die Beurteilung, welcher Bewerber – unter mehreren – am 
besten in der Lage ist, den Leistungsauftrag zu erfüllen, eröffnet einen beträchtlichen Ermessensspiel-
raum. Allerdings handelt es sich um jeweils unterschiedliche Formen von Ermessen. Art. 44 Abs. 2 
RTVG stellt eine sog. «Kann-Vorschrift» dar. Das bedeutet, dass der Rechtssatz den Verwaltungsbe-
hörden einen Spielraum beim Entscheid einräumt, ob eine Massnahme zu treffen sei oder nicht. Die-
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ses sog. Entschliessungsermessen ermöglicht es den Verwaltungsbehörden, von der Anordnung ei-
ner Massnahme abzusehen, da das Gesetz den Eintritt der Rechtsfolge beim Vorliegen bestimmter 
Voraussetzungen nicht zwingend vorschreibt (vgl. zum Ganzen U. HÄFELIN / G. MÜLLER / F. 
UHLMANN, Allgemeines Verwaltungsrecht, 5. Aufl., Zürich 2006, Rz. 431). Die Überprüfung der Kon-
zessionsvoraussetzungen und die Erfüllung des Leistungsauftrags gewähren der Konzessionsbe-
hörde dagegen einen gewissen Bewertungs- und Gewichtungsspielraum (Art. 44 Abs. 1 und Art. 45 
Abs. 3 RTVG). 

Die Behörde hat das ihr eingeräumte Ermessen pflichtgemäss, d. h. verfassungs- und gesetzeskon-
form, auszuüben und insbesondere das Verhältnismässigkeitsprinzip zu beachten. Nicht pflichtge-
mässes Handeln wird dabei nicht nur im Fall von eigentlichen Rechtsfehlern angenommen, sondern 
bereits dann, wenn sich ein Verwaltungsakt als unangemessen erweist. Dem Vorwurf unangemesse-
nen Handelns setzt sich eine rechtsanwendende Behörde aus, wenn sie zwar innerhalb des ihr einge-
räumten Entscheidspielraums bleibt, ihr Ermessen aber in einer Weise ausübt, die den Umständen 
des Einzelfalls nicht gerecht wird und deshalb unzweckmässig ist (vgl. Verwaltungspraxis der Bun-
desbehörden, [VPB] 69.69 E. 7.2). Das Bundesverwaltungsgericht überprüft die Angemessenheit be-
hördlichen Handelns an sich frei. Allerdings übt es Zurückhaltung und greift nicht leichthin in Ermes-
sensentscheide der Vorinstanz ein, wenn sich diese durch besonderen Sachverstand auszeichnet und 
wenn sie über einen gewissen Handlungsspielraum verfügen muss (vgl. A. KÖLZ / I. HÄNER, Ver-
waltungsverfahren und Verwaltungsrechtspflege des Bundes, 2. Aufl., Zürich 1998, Rz. 644 f.; HÄFE-
LIN / MÜLLER / UHLMANN, Rz. 460 f. und 473 f., m.H.; BGE 133 II 35 ff. E. 3; 130 II 449 ff. E. 4.1, 
m.H.; 120 II 331 ff. E. 3.2). 

Der Auffassung der Beschwerdeführerin, das BVGer müsse sich keine Zurückhaltung auferlegen, da 
im vorliegenden Fall kein technisches Ermessen für die Beurteilung der einzelnen Elemente im Lichte 
der Konzessionsvoraussetzungen nötig sei, kann nicht gefolgt werden. Die Vorinstanz verfügt zwei-
fellos über ein umfangreiches Fachwissen im Bereich Radio- und Fernsehen und kann besser beur-
teilen, wer am besten in der Lage ist, den Leistungsauftrag zu erfüllen. Das BVGer auferlegt sich des-
halb Zurückhaltung bei der Überprüfung des Ermessens. 

5.2 Im vorliegenden Fall erteilte das UVEK gestützt auf Art. 43 RTVG der Beschwerdegegnerin eine 
Konzession für ein Jugendradio in der Region Zürich. Gemäss Radio- und Fernsehgesetz muss, wer 
ein schweizerisches Programm veranstalten will, über eine Konzession verfügen (vgl. Art. 3 RTVG). 
Das Gesetz sieht neben der Konzession für die Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft 
(SRG) auch für jene privaten Veranstalter eine Konzession vor, die einen qualifizierten programmli-
chen Leistungsauftrag erfüllen und dafür besondere rechtliche oder finanzielle Vorteile erhalten (vgl. 
Botschaft des Bundesrats vom 18. Dezember 2002 zur Totalrevision des Bundesgesetzes über Radio- 
und Fernsehen, BBl 2003, 1616). Dabei werden zwei Arten von Konzessionen unterschieden, solche 
mit Leistungsauftrag und Gebührenanteil sowie solche mit Leistungsauftrag ohne Gebührenanteil. Die 
Bestimmungen zu Letzteren finden sich im 3. Kapitel, 2. Abschnitt, des RTVG. Auch diese Veranstal-
ter haben in ihren Gebieten besondere Service public-Leistungen zu erbringen. Im Gegensatz zu den 
Gebührensplitting-Konzessionen kommen für diese Konzessionsart Gebiete in Frage, die über ausrei-
chendes Finanzierungspotenzial verfügen und wo die Ausrichtung von Gebührengeldern nicht nötig 
ist. Konzessioniert werden Programme, die in besonderem Masse zur Erfüllung des verfassungsrecht-
lichen Leistungsauftrags beitragen. Mit dieser Art von Konzession soll dafür gesorgt werden, dass bei 
der Vergabe knapper Frequenzen dem Leistungsauftrag an Radio und Fernsehen Rechnung getragen 
werden kann (vgl. zum Ganzen Botschaft zum RTVG, BBl 2003, 1616 f.). […] 

[…] 

6. Strittig ist vorliegend, ob die Vorinstanz zu Unrecht die Konzession an die Beschwerdegegnerin 
vergab, obschon – nach Auffassung der Beschwerdeführerin – eine ausländische Beherrschung vor-
lag und ob die Vorinstanz den gesetzlich eingeräumten Ermessensspielraum überschritten bzw. miss-
braucht hat, indem sie auf das Einholen einer Gegenrechtserklärung verzichtet hat. 

6.1 Die Beschwerdeführerin bringt in diesem Zusammenhang vor, die Vorinstanz habe zu Unrecht eine 
ausländische Beherrschung der Beschwerdegegnerin verneint. Eine solche sei klar gegeben, da die 
italienische F. der Beschwerdegegnerin Kapital in Form eines Darlehens zur Verfügung stelle. Es be-
stehe somit die Möglichkeit, das Darlehen in Aktienkapital der Muttergesellschaft (M. AG) umzuwan-
deln. In einem solchen Fall würde die italienische F. mehr als 70% an der Beschwerdegegnerin hal-
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ten. Die Frage der Beherrschung müsse wirtschaftlich betrachtet werden und hänge deshalb nicht – 
wie die Vorinstanz sinngemäss annehme – von der Höhe des Aktienanteils ausländischer Investoren 
ab. Relevant sei vielmehr, in welchem Mass die Konzessionsbewerberin von ausländischem Kapital 
abhängig sei. Indem die Vorinstanz die ausländische Beherrschung der Beschwerdegegnerin verneint 
habe, habe sie ihren Ermessensspielraum klar überschritten bzw. missbraucht. Überdies müsse, so-
fern eine ausländische Beherrschung bejaht werde, zuerst abgeklärt werden, ob der betreffende Staat 
Gegenrecht halte; erst wenn dies der Fall sei, dürfe ein Ermessensentscheid von Seiten der Konzes-
sionsbehörde gefällt werden. 

6.2 Nach Auffassung der Vorinstanz ist bei der Prüfung der ausländischen Beherrschung durchaus 
eine wirtschaftliche Betrachtungsweise angezeigt. Allerdings gehe es nicht an, für die Zukunft Aussa-
gen zu machen. Es gebe keine Hinweise, dass der von der italienischen Finelco gewährte Kredit in 
Aktienkapital der Beschwerdegegnerin umgewandelt werde. Die Akten liessen vielmehr den Schluss 
zu, dass die Beschwerdegegnerin das Darlehen mit künftigen Gewinnen zurückbezahlen könne. Die 
Beurteilung müsse sich auf die messbaren, konkreten Verhältnisse zum Zeitpunkt des Konzessions-
entscheids abstützen, und diese hätten ergeben, dass eine ausländische Kapital- und Stimmbeteili-
gung von 47% an der Beschwerdegegnerin bestehe. Ob dieser Anteil ausreiche, um eine ausländi-
sche Beherrschung anzunehmen, gehe nicht eindeutig aus dem angefochtenen Entscheid hervor. 
Allerdings könne die Frage offen gelassen werden, da Art. 44 RTVG (auch) die Möglichkeit einräume, 
ausländisch beherrschten Unternehmungen eine Konzession zu erteilen. Die Konzessionsbehörde 
verfüge hier über einen sehr weiten Ermessensspielraum. Die Bestimmung diene dazu, die Position 
des schweizerischen Mediensystems vor dem unkontrollierten Eindringen ausländischer Akteure zu 
schützen. Die Frage des Gegenrechts müsse deshalb ihrer Meinung nach nur dann zwingend abge-
klärt werden, wenn die Konzessionsbehörde zur Auffassung gelange, dass sich im konkreten Fall 
aufgrund der ausländischen Beteiligung rechtliche oder medienpolitische Probleme stellten. 

6.3 Die Beschwerdegegnerin führt hierzu aus, die Bestimmung über die Verweigerung einer Konzessi-
onsvergabe an ein ausländisch beherrschtes Unternehmen räume der Konzessionsbehörde volles 
Ermessen ein. Dies anerkenne im Übrigen auch die Beschwerdeführerin. Die Frage der ausländi-
schen Beherrschung werde von der Beschwerdeführerin zudem überbewertet. Es gebe andere Bei-
spiele wie Radio E., welches zu 49% in französischen Händen sei; bisher sei deshalb noch nie eine 
Konzession verweigert worden. 

6.4 Gemäss Art. 44 Abs. 2 RTVG kann, soweit keine internationalen Verpflichtungen entgegenstehen, 
einer ausländisch beherrschten juristischen Person, einer inländischen juristischen Person mit Aus-
länderbeteiligung oder einer natürlichen Person ohne Schweizer Bürgerrecht die Konzession verwei-
gert werden, falls der entsprechende ausländische Staat nicht in ähnlichem Umfang Gegenrecht ge-
währt. Wie bereits erwähnt, räumt die Norm der Vorinstanz ein Entschliessungsermessen ein. Auf-
grund dessen hat sie die Möglichkeit, in einem Fall, wo eine ausländische Beteiligung oder Beherr-
schung gegeben ist, unter Wahrung der genannten rechtlichen Vorgaben eine Konzession zu verwei-
gern oder zu erteilen. Soweit die Überlegungen der Vorinstanz als sachgerecht erscheinen, ist des-
halb nicht in deren Ermessen einzugreifen (vgl. BVGer vom 3. April 2008, Akten-Nr. A-6121/2007, E. 
6.1, m.H.). 

Die Vorinstanz hat sich bei der Beurteilung betreffend (ausländische) Finanzierung nicht, wie von der 
Beschwerdeführerin behauptet, von sachfremden Gesichtspunkten leiten lassen. Vielmehr hat sie 
richtigerweise festgestellt, es sei von der gegenwärtigen und nicht von einer künftigen Situation aus-
zugehen (insbesondere hinsichtlich des Vorwurfs der Beschwerdeführerin, dies führe zukünftig zu 
einer Erhöhung des fremden Kapitals). Ausserdem hat sie gestützt auf die eingereichten Unterlagen 
festgestellt, es würden gute Gründe dafür sprechen, dass der gewährte Kredit durch die erzielten Ge-
winne der Beschwerdegegnerin zurückbezahlt werden könne. Die Frage, ob vorliegend tatsächlich 
eine ausländische Beherrschung an der Beschwerdegegnerin besteht und die Vorinstanz aus diesem 
Grund eine Gegenrechtserklärung hätte einholen müssen, bevor sie die Konzession an die Be-
schwerdegegnerin vergab, kann deshalb offengelassen werden. Somit steht fest, dass die Vorinstanz 
ihr Ermessen nicht überschritten hat, indem sie der Beschwerdegegnerin die nachgesuchte Konzes-
sion erteilt hat, obwohl ein ausländisches Unternehmen finanziell massgeblich an ihr beteiligt ist und 
keine Gegenrechtserklärung des italienischen Staats vorlag. Noch nicht entschieden ist damit aber die 
Frage, ob die Vorinstanz auch sachlich richtig entschieden hat, namentlich den Sachverhalt richtig 
festgestellt und die einschlägigen Gesetzesbestimmungen korrekt angewandt hat. 
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7. Strittig ist im Weiteren, ob die Beschwerdeführerin und die Beschwerdegegnerin gleichwertige 
Bewerbungen einreichten. Wären sie gleichwertig, hätte die Vorinstanz aufgrund von Art. 45 Abs. 3 
RTVG in einem weiteren Schritt prüfen müssen, welche Bewerbung die Meinungs- und Angebotsviel-
falt am meisten bereichert. 

Die Beschwerdeführerin rügt in verfahrensrechtlicher Hinsicht den Ablauf der Konzessionsvergabe. 
Die Vorinstanz habe nicht genügend berücksichtigt, dass die Beschwerdegegnerin unzulässigerweise 
u. a. ihre Idee einer Zusammenarbeit mit einem Ausbildungsinstitut zu einem späteren Zeitpunkt in ihr 
eigenes Konzept integriert habe. 

7.1 Das Konzessionsverfahren ist gesetzlich geregelt, und zwar im dritten Abschnitt des Radio- und 
Fernsehgesetzes (Art. 44 ff. RTVG) sowie in der Verordnung (Art. 43 RTVV). Das Verfahren ist aller-
dings nicht detailliert festgelegt. Mit der Ausschreibung einer Konzessionsvergabe wird der Grundstein 
zu einem Mehrparteienverhältnis gelegt. Die Anhörung der Parteien findet dabei grundsätzlich mit der 
Eingabe ihrer Projekte statt. Es ist allerdings fraglich, ob bei einem solchen Mehrparteienverfahren 
nicht nochmals eine Anhörung stattfinden muss, damit eine Stellungnahme zu den übrigen Argumen-
ten möglich wäre, denn die Berücksichtigung der eigenen Begründung hängt massgeblich von den 
weiteren Eingaben ab (vgl. zum Ganzen D. KUNZ, Verfahren und Rechtsschutz bei der Vergabe von 
Konzessionen, Diss. Bern 2004, 249). Eine solche Handhabung kollidiert allerdings wiederum mit den 
Geschäftsgeheimnissen der Verfahrensbeteiligten wie auch mit der Verfahrensökonomie. Da Paralle-
len bestehen zwischen dem Konzessions- und Submissionsverfahren, wird Letzteres teilweise beige-
zogen, um daraus Analogien abzuleiten (KUNZ, 216). Das Submissionsrecht hat das Problem der 
Gewährung des rechtlichen Gehörs vor dem Entscheid dahingehend gelöst, dass es in Art. 26 des 
Bundesgesetzes vom 16. Dezember 1994 über das öffentliche Beschaffungswesen (BoeB, SR 
172.056.1) Art. 30 VwVG im Submissionsverfahren für nicht anwendbar erklärt (KUNZ, 250). Das hier 
anwendbare Spezialgesetz sieht dies allerdings nicht vor. Deshalb finden die allgemeinen Verfahrens-
vorschriften des VwVG, insbesondere der Anspruch auf rechtliches Gehör (Art. 29 VwVG) und die 
Anhörung der Parteien vor Erlass der Verfügung (Art. 30 Abs. 1 VwVG), Anwendung (KUNZ, 227 f.). 
Wie bei jedem Verfahren sind sodann die allgemeinen Verfahrensgarantien einzuhalten (KUNZ, 278). 
Ausserdem spielen auch die jeweils konkret auf dem Spiel stehenden Interessen sowie die Komple-
xität des Falles eine entscheidende Rolle (vgl. KUNZ, 250). Die Konzessionsbehörde hat insbeson-
dere auch die Verpflichtung, das öffentliche Interesse zu wahren. Dieses besteht darin, jenem Bewer-
ber die Konzession zu erteilen, der den Leistungsauftrag am besten zu erfüllen vermag. 

Die Dauer des Konzessionsverfahrens betrug vorliegend gut viereinhalb Jahre (öffentliche Ausschrei-
bung am 27. Mai 2003; Entscheid des UVEK am 21. Dezember 2007). Dies hatte u.a. damit zu tun, 
dass gegen die erste Konzessionsvergabe des UVEK Beschwerde an den Bundesrat geführt wurde. 
Dieser hob den Entscheid aus formellen Gründen auf und wies die Sache zum erneuten Entscheid 
zurück. Daraufhin entschloss sich das BAKOM, den Bewerbern nochmals Gelegenheit zu geben, ihre 
Bewerbungen zu überarbeiten. Es begründete dies damit, dass sich seit dem relativ lange zurücklie-
genden Konzessionsentscheid die Sachverhalte zwangsläufig geändert hätten. Der Umstand, dass 
sich diese Änderungen auch konzeptionell auswirkten, sei nicht zu vermeiden und müsse im Hinblick 
auf die erneute Konzessionsvergabe berücksichtigt werden. Nur so könne dem öffentlichen Interesse, 
die Konzession jenem Bewerber zu erteilen, der den Leistungsauftrag am besten zu erfüllen vermag, 
Genüge getan werden. In der Folge nahmen die Bewerberinnen Anpassungen vor. Dabei wurden 
auch inhaltliche Korrekturen vorgenommen, was selbst die Vorinstanz als allenfalls befremdlich be-
zeichnete. Insbesondere weil die Beschwerdegegnerin in der überarbeiteten Bewerbung u. a. neu 
eine Zusammenarbeit mit einer Fachhochschule vorsah, im Wissen darum, dass eine solche Zusam-
menarbeit bei der erstmaligen Konzessionsvergabe mit ein entscheidendes Kriterium war, weshalb 
damals die Beschwerdeführerin den Zuschlag erhielt. Dennoch stellte die Vorinstanz in ihrem Ent-
scheid darauf ab und begründete dies damit, dass die Verhältnisse im Zeitpunkt der Konzessionsver-
gabe entscheidend seien. Indem sie im vorliegenden Verfahren allen Beteiligten nochmals die Mög-
lichkeit gab, ihre Bewerbungen zu aktualisieren, hat sie dem öffentlichen Interesse in besonderem 
Masse Rechnung getragen. Ausserdem hat sie den Grundsatz der Wahrung des rechtlichen Gehörs 
infolge des Bundesratsentscheids beim erneuten Entscheid besonders stark gewichtet. Damit wurden 
die Rechte der Verfahrensbeteiligten gewahrt bzw. die rechtsstaatlichen Anforderungen an das Ver-
fahren sind somit erfüllt. 

7.2 Nun soll in diesem Zusammenhang die Konzessionsvergabe des BAKOM dargelegt werden. Sie 
vollzog sich in zwei Schritten. Erstens wurden die Konzessionsvoraussetzungen gemäss Art. 44 
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RTVG geprüft. Zweitens wurden jene Themenbereiche analysiert, die aufgrund der Ausschreibung 
vom 23. Mai 2003 vorgegeben waren und den künftigen Leistungsauftrag bildeten. Anhand dieser 
sog. Selektionskriterien wurde untersucht, welche der eingereichten Bewerbungen den gestellten An-
forderungen entspricht bzw. welches Projekt diese Kriterien am besten erfüllt. 

7.3 Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Vorinstanz in verfahrensrechtlicher Hinsicht korrekt 
vorgegangen ist. Auch die Prüfung der allgemeinen Konzessionsvoraussetzungen gemäss Art. 44 
Abs. 1 lit. a–g RTVG gibt keinerlei Anlass für Bemerkungen und wurde von der Beschwerdeführerin 
auch nicht beanstandet. Allerdings gilt es nun noch zu prüfen, ob die Vorinstanz richtigerweise von 
zwei nicht gleichwertigen Bewerbungen ausging, d. h. ob sie die Selektionskriterien richtig gewürdigt 
hat. 

7.4 Die Selektionskriterien, welche in ihrer Gesamtheit den Leistungsauftrag bilden, wurden in der Aus-
schreibung wie folgt vorgegeben: Zielgruppe: 15- bis 24jährige; Musikprofil: zeichnet sich durch Ju-
gendnähe aus; Nachrichten: lokale nationale, internationale Nachrichten sind Programmbestandteil; 
Berichterstattung: kulturelle Ereignisse im Bereich Jugendkultur sowie der lokalen Jugendszene; Ser-
viceleistungen: jugendspezifische Leistungen; strukturelle und personelle Vorkehrungen für die Ge-
währleistung der Jugendnähe; Qualitätssicherung. In der Ausschreibung stand ausserdem, dass an-
gesichts des besonderen Profils des Programms die Bewerber eingeladen seien vorzuschlagen, wie 
sie diese Programmleistungen zu erbringen beabsichtigten. Der Leistungsauftrag werde sodann unter 
Berücksichtigung dieser Vorschläge in der Konzession festgelegt. Diese in der Ausschreibung vorge-
gebenen Selektionskriterien werden sodann in einem sog. «Beauty Contest» von der Konzessionsbe-
hörde beurteilt. Den Zuschlag erhält, wer die Kriterien am besten erfüllt. 

7.5 

7.5.1 Die Beschwerdeführerin führt im Zusammenhang mit der Frage, wer den Leistungsauftrag am 
besten zu erfüllen vermag, aus, die Vorinstanz sei bezüglich der Jugendnähe, welche unter verschie-
denen Aspekten geprüft wurde, zu Unrecht nicht von einer Gleichwertigkeit der beiden Bewerbungen 
ausgegangen. Sie habe den Programmbeirat der Beschwerdegegnerin lediglich aufgrund seiner ho-
hen Anzahl von Mitgliedern (27) als thematisch breiter abgestützt bezeichnet. Ihre Programmkommis-
sion sei ebenfalls breit abgestützt, allerdings bestehe sie nur aus 9 Mitgliedern. In diesem Punkt seien 
die Bewerbungen deshalb als gleichwertig anzusehen. Weiter verfüge die Bewerbung der Beschwer-
degegnerin, auch hinsichtlich der Verankerung bei jugendspezifischen Institutionen und Organisatio-
nen, nicht über deutlich mehr Potential. Sowohl das Ausgehportal u.ch als auch das M. Kulturprozent 
mit dem Projekt «Band it» (Förderung von Schülerbands und Jungmusikern) seien generell darauf 
angewiesen, mit einem Jugendradio der Stadt Zürich zusammenzuarbeiten – egal, wer dieses 
betreibe. Die Testimonials, welche die Beschwerdegegnerin zu ihren Gunsten einreichte, hätten von 
der Vorinstanz nicht beachtet werden dürfen. Denn praktisch alle diese «Lobredner» seien in irgend-
einer Weise mit der Beschwerdegegnerin verbunden, sei es als DJ oder als zukünftiger Programmbei-
rat. Ausserdem nehme der grösste Teil Bezug auf Radio X, das von der Beschwerdegegnerin betrie-
ben werde, und nicht auf das geplante Jugendradio. Damit habe sich die Vorinstanz nicht auf die Kon-
zessionsgesuche der Parteien gestützt, sondern auf die Sendetätigkeit von Radio X. Dies habe zur 
Ungleichbehandlung der Bewerberinnen geführt. 

7.5.2 Die Vorinstanz bringt dagegen vor, sie gehe bezüglich des Programmbeirats der Beschwerde-
gegnerin im Vergleich zur Programmkommission tatsächlich von einer breiteren Abstützung des erste-
ren aus. Denn im Vergleich mit der Programmkommission, wo ausschliesslich Exponenten der Musik-, 
Party- und Clubszene Einsitz nähmen, weise der Beirat zusätzlich Fachpersonen der Jugendarbeit, J. 
und des M. Kulturprozents auf. Damit werde inhaltlich ein eindeutig breiteres jugendrelevantes Feld 
abgedeckt. Die Vorinstanz führt hinsichtlich der Verankerung des zukünftigen Senders bei jugendspe-
zifischen Institutionen und Organisationen aus, die Beschwerdegegnerin habe aufgrund der vorgese-
henen Zusammenarbeit mit der Internetplattform u.ch, dem M. Kulturprozent sowie dem O. (Kantonale 
Kinder- und Jugendförderung) die besseren Vorkehrungen in diesem Bereich getroffen. Die Testimo-
nials hätten sodann für den Konzessionsentscheid keine entscheidende Rolle gespielt und lediglich 
ihre bereits gefasste Meinung stützen sollen, dass die Beschwerdegegnerin mit den Institutionen und 
Organisationen besser verankert sei. 

7.5.3 Wie bereits erwähnt, auferlegt sich das BVGer bei der Ermessensüberprüfung Zurückhaltung, 
weil die Konzessionsbehörde aufgrund ihres Fachwissens besser beurteilen kann, wer am besten in 
der Lage ist, den Leistungsauftrag zu erfüllen. Demnach hebt das BVGer den Entscheid nur auf, wenn 
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das Prüfungsergebnis materiell nicht vertretbar erscheint (vgl. VPB 60.41 E. 4). Indes vermag das 
Argument der Beschwerdeführerin, sowohl die Internetplattform u.ch als auch das M. Kulturprozent 
würden mit jedem anderen Jugendradiobetreiber zusammenarbeiten, ohnehin nicht zu überzeugen. 
Entscheidend ist der Inhalt der Bewerbung im Zeitpunkt der Konzessionsvergabe. Nur gestützt auf die 
dortigen Angaben kann die Konzessionsbehörde entscheiden und nicht aufgrund von Hypothesen. 
Die Vorinstanz hat im Weiteren sachlich nachvollziehbar dargelegt, weshalb sie den Programmbeirat 
der Beschwerdegegnerin für thematisch breiter und damit besser abgestützt hält als die Programm-
kommission der Beschwerdeführerin. Tatsächlich weist der Programmbeirat auch Fachleute aus Ju-
gendorganisationen und -institutionen auf, was den Schluss zulässt, dass deren jugendspezifisches 
Wissen tatsächlich zu einer breiteren Abstützung führt. Dagegen stammen die Mitglieder der Pro-
grammkommission der Beschwerdeführerin ausschliesslich aus dem Musikbereich (Produzenten, 
DJ’s, Clubbesitzer, Veranstalter), d. h. die Vertretung ist einseitiger. Hinsichtlich der Testimonials ist 
zu bemerken, dass die Vorinstanz nicht vorgab, auf welche Weise die Jugendnähe des Senders zu 
belegen ist. Wenn dies die Beschwerdegegnerin auf diese Weise macht, ist das an sich nicht zu be-
anstanden. Dem Vorwurf, die «Lobredner» seien als DJ oder als zukünftiger Programmbeirat mit dem 
Sender verbunden und die Aussagen nähmen grösstenteils Bezug auf das von der Beschwerdegeg-
nerin betriebene Radio X und nicht auf das geplante Jugendradio, kann nicht gefolgt werden. In den 
Testimonials wurden zwar tatsächlich Vergleiche mit Radio X angestellt. Dies ist allerdings nachvoll-
ziehbar, da davon auszugehen ist, dass das zukünftige Jugendradio durchaus Parallelen aufweisen 
wird zum von der Beschwerdegegnerin geführten Radiosender X. Ausserdem geht es in diesen 
Testimonials fast ausschliesslich darum zu widerlegen, dass das Musikprogramm der Beschwerde-
gegnerin keinen «Mainstream» darstellt, und nicht um das Programm von Radio X. Die Vorinstanz hat 
ausserdem glaubhaft dargelegt, dass die Testimonials lediglich den aufgrund anderer Kriterien ge-
wonnenen, positiven Eindruck des Konzepts der Beschwerdeführerin zusätzlich stützten. Zusam-
menfassend ist somit festzustellen, dass die Vorinstanz bei diesen Punkten ihr Ermessen nicht über-
schritten hat. Eine Ungleichbehandlung liegt ebenso wenig vor, denn es wurde den Bewerberinnen 
nicht vorgegeben, in welcher Weise sie ihre besondere Affinität zum Zielpublikum belegen wollen. 
Damit ist die Rüge der Beschwerdeführerin in diesem Punkt unbegründet. 

7.5.4 Die Beschwerdeführerin rügt weiter, in der Konzessionsausschreibung sei bei den Kriterien der 
personellen und strukturellen Vorkehrungen, welche der Sicherung der Jugendnähe des Programms 
dienen sollten, nie die Rede von einem «Ausbildungsradio» gewesen. Die Vorinstanz habe dies aus-
serdem bei der Konzessionsvergabe viel zu stark gewichtet. Beide Bewerberinnen würden über die 
Kooperation mit Medienausbildungszentren sicherstellen, dass permanent Praktikanten oder Studie-
rende in die Programmgestaltung miteinbezogen würden. Es sei überdies aus dem gleichen Grund 
unzulässig, wenn die Vorinstanz den Detaillierungsgrad der getroffenen Ausbildungsregelung zu ei-
nem der entscheidenden Kriterien erhebe. Die Vorinstanz habe sodann nicht beachtet, dass sie selbst 
mit drei verschiedenen Partnern ein Ausbildungskonzept entworfen habe. Damit hätten – im Gegen-
satz zur Beschwerdegegnerin – nicht nur Studenten, sondern auch Schüler und Lehrlinge eine Ausbil-
dungschance. Diese breite Gruppe repräsentiere die Hörerzielgruppe und schaffe damit die nötige 
Jugendnähe – ihr Ausbildungskonzept sei deshalb qualitativ höher einzustufen als jenes der Be-
schwerdegegnerin. Die Vorinstanz habe zudem den Sachverhalt unrichtig erstellt, indem sie davon 
ausgegangen sei, dass doppelt so viele Praktikanten wie Festangestellte das Tagesprogramm ges-
talten würden. Den Unterlagen sei eindeutig zu entnehmen, dass die 12 Praktikanten nicht 100% ar-
beiten würden, sondern wöchentlich 30–40%. Damit genüge die Betreuung durch 12 Festangestellte 
vollauf. Auch hinsichtlich der Entlöhnung stütze sich die Vorinstanz auf eine unrichtig vorgenommene 
Sachverhaltsfeststellung. Aus der Bewerbung ginge eindeutig hervor, dass die Praktikanten mit einer 
angemessenen Entlöhnung rechnen könnten. 

7.5.5 Die Vorinstanz hält dem entgegen, beide Bewerberinnen hätten sich aufgrund ihrer Eingaben 
als Ausbildungsradio positioniert. Die Anforderung, die Jugendnähe der Programmschaffenden si-
cherzustellen, lasse sich damit gut verwirklichen. Dem Vorwurf, sie habe zu stark auf die Detailliertheit 
der Ausbildungskonzepte abgestellt, könne nicht gefolgt werden. Sie habe die Angaben der Bewerbe-
rinnen geprüft und dabei festgestellt, dass das Ausbildungskonzept der Beschwerdegegnerin insge-
samt solider und klarer wirke. Auch die Ausbildungsdauer sowie der Ablauf der Ausbildung seien ge-
genüber dem Konzept der Beschwerdeführerin klarer geregelt. Die Zusammenarbeit mit dem Medien-
ausbildungszentrum sei bei der Beschwerdegegnerin überdies bereits erprobt (im Rahmen von Radio 
X). Hinsichtlich der Betreuung der Praktikanten sowie deren Entlöhnung führt sie aus, in der Tabelle 
auf S. 29 des Gesuchs der Beschwerdeführerin habe es keine Angaben gegeben zu den Stellenpro-
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zenten der Praktikanten. Die Stellen der Festangestellten seien allerdings auf Hundertprozentstellen 
umgerechnet gewesen. Aus diesem Grund habe sie die gleiche Umrechnung auch bei den Prakti-
kantenstellen vorgenommen. Für die unpräzisen Angaben, die offenbar zu einer Fehlinterpretation 
geführt hätten, trage die Beschwerdeführerin die Verantwortung. Zurückzuweisen sei in diesem Zu-
sammenhang auch der Vorwurf, sie habe den Sachverhalt betreffend die Entlöhnung der Praktikanten 
unrichtig erstellt. Weder in der «Bilanz- und Erfolgsrechnung» noch in der «Erfolgsrechnung/Detail 
Erträge» finde sich ein Budgetposten für Praktikanten. In der Ergänzung zum Konzessionsantrag vom 
31. Mai 2007, welche im Hinblick auf das neue RTVG eingereicht worden sei, spreche die Beschwer-
deführerin lediglich davon, die Praktikanten «angemessen zu entlöhnen». Deren Beilage «Lohnskala 
DJ Radio» sei zudem zu entnehmen, dass die Praktikanten «unentgeltlich» angestellt seien. 

7.5.6 Die Ausgestaltung des Jugendradios als Ausbildungsradio war in den Ausschreibungsunterla-
gen tatsächlich nicht explizit gefordert worden. Allerdings haben sich – wie von der Vorinstanz richtig 
festgehalten – beide Bewerberinnen für ein solches Konzept entschieden, um die Jugendnähe des 
Programms zu gewährleisten. Aus den Ausschreibungsunterlagen ging sodann hervor, dass die Kon-
zessionsbehörde den Leistungsauftrag (auch) aufgrund der Eingaben festlegen werde. Nachdem 
beide Bewerberinnen Ausbildungskonzepte einreichten, hatte die Vorinstanz diese auch zu verglei-
chen. Das BVGer auferlegt sich auch hier wiederum Zurückhaltung bei der Überprüfung des Ermes-
sens. Allerdings scheint es nachvollziehbar, dass auch der Detaillierungsgrad eines Konzepts An-
haltspunkte darüber liefert, ob damit den Anforderungen an ein jugendnahes Radio entsprochen wer-
den kann. Dies im vorliegenden Fall gerade deshalb, weil beide Bewerberinnen planten, mit erfahre-
nen und renommierten Institutionen zusammenzuarbeiten. Ausserdem hat die Vorinstanz auch dies-
bezüglich sachlich dargelegt, weshalb sie das Ausbildungskonzept der Beschwerdegegnerin insge-
samt für solider und klarer befunden hat. Bezüglich der Rüge der Beschwerdeführerin, die Vorinstanz 
habe diesem Aspekt zu viel Gewicht eingeräumt, ist wiederum darauf zu verweisen, dass es im Er-
messen der Vorinstanz liegt, inwieweit sie dies im Hinblick auf die Erfüllung des Leistungsauftrags für 
besonders wichtig hält. Damit ist zusammenfassend die Beurteilung der Vorinstanz rechtmässig er-
folgt. Die Vorinstanz hat ausserdem durchaus beachtet, dass die Beschwerdeführerin mit drei ver-
schiedenen Partnern ein Ausbildungskonzept entworfen hat. Allerdings hat sie dem nicht jene Be-
deutung zugemessen wie die Beschwerdeführerin. Auch dies liegt wiederum in ihrem Ermessen. Der 
erneute Einwand der Beschwerdeführerin, das Institut für angewandte Medienwissenschaft würde 
auch mit ihr zusammenarbeiten, wenn sie den Zuschlag erhielte, kann aus den bereits dargelegten 
Gründen nicht gehört werden. 

Was die Entlöhnung der Praktikanten betrifft, so gibt es diesbezüglich widersprüchliche Angaben. Die 
Vorinstanz stützt sich auf die Angaben in der «Bilanz- und Erfolgsrechnung» sowie der Ergänzung 
vom 31. Mai 2007. Darin ist die Entlöhnung der Praktikanten tatsächlich nicht explizit, d. h. betrags-
mässig, ausgewiesen. Da sich die Konzessionsbehörde auf die Angaben in der Bewerbung stützen 
muss, konnte sie in diesem Punkt keine Bewertung vornehmen. Weil die Beschwerdegegnerin jedoch 
im Vergleich dazu einen fixen Betrag auswies, bewertete die Konzessionsbehörde dies als Vorteil. 
Das bedeutet, dass die Rüge der unrichtigen Sachverhaltsfeststellung hinsichtlich der Entlöhnung der 
Praktikanten unbegründet ist. Unrichtig ist eine Sachverhaltsfeststellung dann, wenn der Verfügung 
ein falscher und aktenwidriger Sachverhalt zugrunde gelegt wird, sei es, weil die Rechtserheblichkeit 
einer Tatsache zu Unrecht verneint wird oder Beweise falsch gewürdigt worden sind. Wurden nicht 
alle für den Entscheid rechtswesentlichen Sachumstände berücksichtigt, ist die Sachverhaltsfeststel-
lung unvollständig (vgl. KÖLZ / HÄNER, Rz. 630 ff.). Die Vorinstanz hat über alle Grundlagen zur 
Beurteilung der Entlöhnung der Praktikanten verfügt und damit den Sachverhalt weder unvollständig 
noch unrichtig festgestellt, sondern diesen lediglich nicht im Sinne der Beschwerdeführerin gewürdigt. 

7.5.7 Die Beschwerdeführerin rügt schliesslich, die Vorinstanz habe sich hinsichtlich der Qualitätssi-
cherung von irrelevanten Angaben leiten lassen. So habe sie den Umfang des Konzepts hervorgeho-
ben, der bei der Beschwerdegegnerin deutlich höher sei als bei ihr. Allerdings weise deren Konzept 
bei genauerer Betrachtung sowohl vom tatsächlichen Umfang her als auch inhaltlich kaum Unter-
schiede zu ihrem Qualitätssicherungssystem auf. Beide Qualitätssicherungssysteme würden auf dem 
sog. «Drei-Säulen-Prinzip» aufbauen. Die Vorinstanz habe ausserdem wiederum den Sachverhalt 
betreffend die Zusammenarbeit der Beschwerdegegnerin mit einer externen Evaluationsstelle unrich-
tig erstellt. Diese habe in ihrer Bewerbung besagte Zusammenarbeit nämlich lediglich in Aussicht ge-
stellt. 
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7.5.8 Die Vorinstanz ist dagegen der Auffassung, die Ausführungen der Beschwerdegegnerin seien 
tatsächlich detaillierter ausgefallen – dies werde auch von der Beschwerdeführerin nicht bestritten. 
Was die Zusammenarbeit mit einer externen Qualitätsprüferin anbelange bzw. den angeblich unrichtig 
erstellten Sachverhalt, so seien die konzessionierten Radioveranstalter aufgrund des geltenden Ge-
setzes ohnehin verpflichtet, sich alle zwei Jahre von einer externen Evaluationsstelle, die vom BA-
KOM anerkannt sei, überprüfen zu lassen. 

7.5.9 Es ist nicht ersichtlich, inwieweit sich die Vorinstanz in diesem Punkt von irrelevanten Angaben 
hat leiten lassen. Wenn sie bei der Überprüfung auch auf den Umfang der Eingabe bezüglich Quali-
tätssicherungssystem abstellt, so ist das grundsätzlich nicht zu beanstanden. Die Frage kann aller-
dings offengelassen werden, da ohnehin der Detaillierungsgrad entscheidend war. Nach Auffassung 
der Vorinstanz belegt die detailliertere Aufstellung der Beschwerdegegnerin nämlich, dass ihr Konzept 
insgesamt sorgfältiger und genauer Auskunft über die zukünftigen Abläufe des Senders gibt. Es ist 
allerdings richtig, dass beide Qualitätssicherungssysteme eine dreistufige Qualitätssicherung vorse-
hen. D. h., zuerst geht es um die Planung und Einführung der Massnahmen, dann um die Sicherstel-
lung und Umsetzung derselben und schliesslich folgt die Überprüfung und Anpassung. Das Qualitäts-
sicherungssystem der Beschwerdegegnerin gibt im Detail vor, wie die Planung und Einführung der 
Qualitätssicherungsmassnahmen umgesetzt werden soll. Neben einem publizistischen Leitbild soll ein 
Redaktionsstatut formuliert werden, worin u. a. der Programmauftrag sowie die journalistische Eigen-
verantwortung festgehalten werden. Dazu gehört auch ein Redaktionshandbuch, welches die Leit-
planken des redaktionellen Schaffens festlegt und bestimmt, wie die redaktionelle Arbeit angegangen 
und umgesetzt werden soll. Die Beschwerdeführerin hält dagegen zu diesem Punkt lediglich fest, dass 
sie Leitbilder und Planungsinstrumente erstellen werde – konkretisiert dies allerdings nicht. Auch der 
zweite Schritt der Qualitätssicherung ist in der Bewerbung der Beschwerdegegnerin wesentlich aus-
führlicher dargelegt. So macht ihr Konzept im Gegensatz zu jenem der Beschwerdeführerin nicht nur 
Aussagen zum internen Feedback bezüglich der Sendungen, sondern gibt vor, dass Hörerreaktionen 
eingeholt werden, gezielte Schulungen erfolgen und die nötigen Personalstrukturen für die Umsetzung 
bereitzustellen sind. Die Begründung der Vorinstanz, das Qualitätssicherungssystem der Beschwer-
degegnerin sei detaillierter und gebe genauer Auskunft bezüglich der zukünftigen Abläufe des Sen-
ders, ist damit sachlich nachvollziehbar. Eine unrichtige oder unvollständige Sachverhaltsfeststellung 
ist auch in diesem Punkt nicht ersichtlich. 

7.6 Zusammenfassend kann somit festgehalten werden, dass die Vorinstanz ihr Ermessen 
rechtsfehlerfrei ausgeübt hat. Sie hat sachlich begründet, weshalb sie sich dafür entschieden hat, die 
Konzession der Beschwerdegegnerin zu erteilen. Insbesondere hat sie sich vom besseren Gesamt-
eindruck sowie der grösseren Sorgfalt und Detailliertheit der Eingabe leiten lassen. In vier (von sechs 
bewerteten) Punkten, nämlich dem Musikprofil, den Nachrichten, der Berichterstattung sowie den 
Serviceleistungen hat sie die Bewerbungen für vergleichbar bzw. gleichwertig befunden. Bei den übri-
gen zwei Punkten, der Jugendnähe und der Qualitätssicherung, hat die Beschwerdegegnerin aller-
dings besser abgeschnitten. Damit lagen nicht zwei vergleichbare Bewerbungen vor und die Vorin-
stanz war nicht gezwungen, gemäss Art. 45 Abs. 3 RTVG weiter zu prüfen, welche Bewerbung die 
Meinungs- und Angebotsvielfalt am meisten bereichert. Dementsprechend erweist sich die Rüge der 
Beschwerdeführerin auch in diesem Punkt als unbegründet. Aus den dargelegten Gründen ist die 
Beschwerde deshalb abzuweisen. 

[…] 

Ba  
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